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Oliver Geden: Vielleicht könnten Sie einleitend kurz skizzieren, was die Grundlinien der FPÖ im Bereich Ausländer-/Asyl-/Einwanderungspolitik sind?

Eduard Mainoni: Darf ich dem vielleicht einige historische Betrachtungen in Bezug auf die FPÖ voranstellen? 

O.G.: Ja, gerne.

E.M.: 1986 hat es bei den Freiheitlichen einen legendären Bundesparteitag gegeben, auf dem Jörg Haider Bundesparteiobmann geworden ist. Seine Zielsetzung war, die freiheitliche Partei als Modernisierungspartei darzustellen. Das ist relativ leicht gelungen, denn wir haben mit der ÖVP und der SPÖ zwei monolithische politische Blöcke gehabt, die zwar im Aufbau nach dem Zweiten Weltkrieg sehr wertvolle Dienste geleistet haben, weil sie sehr viel zusammen gearbeitet haben. In den 70er, 80er Jahren haben sie sich aber schon primär an der Erhaltung der eigenen Macht orientiert, und weniger am Wohl der Bevölkerung. Das ist so weit gegangen, dass man der Gewerkschaft beigetreten ist, wenn man als Arbeitnehmer einen Kredit brauchte, weil man dann bei der Bank für Arbeit und Wirtschaft einen günstigen Kredit bekommen konnte. Wenn man Landwirt war und versucht hat, günstigen Dünger zu erwerben, so hat man das über den Raiffeisenverband, also über eine schwarze Institution, bekommen. Wenn man keine Wohnung hatte und Gewerkschafts- oder Parteimitglied war, dann hatte man einen leichteren Zugang zu gemeinnützigen oder städtischen Wohnungen. So ist schließlich eine politische Landschaft entstanden, in der diese beiden Parteien auch heute noch unglaublich viele Mitglieder haben. Auch die hohen Positionen in Banken und Versicherungen sind so besetzt worden und so war die ganze Gesellschaft entsprechend politisch gefärbt. Es gab schwarze Versicherungen und rote, schwarze Banken und rote Banken. Das ist soweit gegangen, dass es einen schwarzen Hauswart gegeben hat und einen roten. Die Positionen bis zum Bademeister in einer öffentlichen Badeanstalt waren politisch besetzt. 

Die Idee Jörg Haiders war nun, dass wir als Freiheitliche uns zum Ziel setzen sollten, eine dritte Kraft zu bilden, um die Unzufriedenen zu sammeln und als Modernisierungspartei aufzutreten, die nicht Privilegien verteilt, sondern eine ehrliche Politik betreibt. Er hatte großen Erfolg mit der Strategie, wurde aber von Anfang an angefeindet. Denn man steht ja immer im politischen Wettbewerb, weshalb einer anderen Partei etwas weggenommen werden muss, damit man selber mehr bekommt – zunächst Wählerstimmen und dann auch Macht. Deshalb sind wir von Anfang an angefeindet worden, die Medienlandschaft in Österreich war uns auch keine Hilfe. Deshalb war unsere Strategie von Anfang an, zu den Menschen zu gehen. Das hat damals, ich bin 1988 dazugekommen, dazu geführt, dass wir von Zeltfest zu Zeltfest, von Veranstaltung zu Veranstaltung gegangen sind, überall wo viele Menschen waren, ob das im Fußballstadion war oder wo auch immer, dass wir dort – subtil oder auf breiter Front – Werbung gemacht haben. Das war ein großer Erfolg, weil sich ÖVP und SPÖ immer weiter zurückgezogen hatten und nur noch über die Medien und einige Großveranstaltungen agiert haben – während wir überall hingegangen sind.

Aber die Frage war am Anfang erst einmal: „Wie kommen wir da rein?“ Zunächst einmal braucht man einen Opinion-Leader. Denn wir waren damals so eine Art Yuppie-Truppe, also mittleres Management, Selbstständige, junge Unternehmer. Damit sprach man ein Potenzial an, das nur sehr begrenzt ist, mit dem man vielleicht 8 bis 10 Prozent erreichen kann. Deshalb gab es dann die Überlegung, wie man jetzt weiter vorgeht. Sind wir in der Lage uns auch als breite Partei zu formieren? Da mussten wir uns natürlich um neue Wählerschichten umschauen und das sind vor allem die C- und D-Wählerschichten.

O.G.: Was bedeutet C- und D-Wählerschichten? 

E.M.: C bedeutet Fachausbildung bzw. Hauptschulabschluss, D sind ungelernte Kräfte. A sind Akademiker, B sind Maturanten, C und D sind die untere Schicht. Aber die machen eben die Masse aus. Und die anzusprechen war für uns relativ leicht. Denn bei den Akademikern und bei den Yuppies muss man immer messerscharf argumentieren, während es bei den C- und D-Wählerschichten um eine Grundstimmung geht. Wenn man vor einer Wahl abfragt, was eine politische Partei bedeutet, dann sieht man, dass viele aus den C- und D-Wählerschichten aus dem Bauch heraus wählen. Die sagen: „Der Jörg, der traut sich was!“ Da kommt man mit maximal drei Themen durch, meistens nur mit einem oder zwei. Wir haben dann halt das Glück gehabt, dass der Jörg eine charismatische Gestalt ist und diese Leute ansprechen konnte. Die Entscheidung war dann schnell klar. Wir gehen als Massenpartei auf die C- und D-Wählerschichten, als Alternative zu den Sozialdemokraten. Wir wollen uns nicht im christlich-konservativ-bürgerlichen Bereich ansiedeln, sondern den Marxismus, der sich überholt hat, durch eine Modernisierungspartei aufsaugen. Das ist uns dann auch gelungen, wobei uns natürlich einige Mitstreiter abhanden gekommen sind, die eher noblen Politiker. Aber wenn man was erreichen will, braucht man Macht – und die bekommt man nur über Wahlergebnisse.

Die grandiosen Wahlsiege 1999 waren natürlich nicht nur unser alleiniger Erfolg, sondern auch Folge des entsetzlichen Agierens von SPÖ und ÖVP. Die Leute haben es einfach satt gehabt. Sie haben es einfach satt gehabt, einen Klima zu sehen, einen Vranitzky, die einem etwas versprechen aber nichts zusammenbringen. Schüssel war damals ein politischer Underdog, der mit dem Mascherl herumgerannt ist und mit der dicken Brille. Man kann das fast wie kommunizierende Röhren sehen. Umso schlechter die anderen sind, umso besser wird man selbst. Es ist nicht immer nur die eigene Leistung, sondern auch das Unvermögen der anderen. Nach dem Ergebnis bei den Nationalratswahlen war dann für uns das große Thema, ob wir in die Regierung gehen oder nicht. Zum Jahreswechsel 1999/2000 war unsere Einschätzung, dass wenn wir SPÖ und ÖVP wieder zusammengehen lassen, diese sich nach dem Misserfolg bei den Wahlen noch enger aneinander ketten werden. Und es drohte zu einem Riesenproblem für uns zu werden, dass die beiden planten, das Wahlrecht zu ändern, in Richtung eines Mehrheitswahlrechts. Damit hätten sie ihre Mehrheit im Parlament dauerhaft stabilisieren können. Angesichts dieser Drohung haben wir uns entschieden, Regierungsverantwortung zu übernehmen. 

Dabei sind uns dann aber gleich Fehler unterlaufen, denn Regieren ist nicht so einfach. Wir hatten alle keine Erfahrung darin. Am Wirtshaustisch lässt sich oft leicht argumentieren, aber in der Praxis der Umsetzung ist es dann oft sehr schwer. Wir haben auch einfach zum Teil die falschen Leute ausgewählt. Auch Jörg Haider hat übersehen, und das ist ihm mittlerweile auch klar, dass regieren etwas anderes ist als Opposition zu betreiben, und dass man dazu ein ganz anderes Profil braucht. Wir hatten Top-Leute, die Susanne Riess-Passer, der Karl-Heinz Grasser, auch der Peter Westenthaler, der die C- und D-Wählerschichten und die Proleten, abgedeckt hat. Aber unsere Regierungsmitglieder waren dann leider alle schon glücklich damit, wenn man ihnen bescheinigt hat, gut zu regieren. Das hat die ÖVP perfekt verstanden. Ich bin selbst seit 1999 im Parlament und habe das alles miterlebt. Wir waren brav, wenn wir ordentliche Politik gemacht haben. Was war ordentliche Politik? Bürgerliche, konservative Politik! Es ging immer um die Wende, die „bürgerliche Wende“. In Wirklichkeit waren wir gar keine bürgerliche Partei.

Wir sind im Wählerzuspruch sofort runtergerutscht, auf 16, 17 Prozent – und die ÖVP hat profitiert. Wir haben zwar schön regiert, aber plötzlich um die Sympathien der selben Wählergruppe gekämpft wie auch die ÖVP. Dabei waren wir bis dahin eine Partei, die was für den kleinen Mann tun wollte, für den Proleten, Hilfestellung geben für die, die es sich nicht richten können, die keine Lobbies haben. Das hat dann schließlich zu der innerparteilichen Auseinandersetzung geführt. Denn Jörg Haider sah sein Projekt gefährdet. Und das war klipp und klar, die Nummer 1 in Österreich zu werden. Das Projekt war nicht, einfach nur zu regieren, sondern über das Regieren zur Nummer 1 zu werden. Denn wir haben gewusst, wir können nur dann das verwirklichen, was wir wollen, wenn wir die Nummer 1 sind, wenn wir das Sagen haben.

Einen Vorteil hat es natürlich gehabt. Bis dahin waren wir Outlaws, vor allem durch die internationalen Kampagnen, wir seien Nazis oder Neonazis. Die Hürde haben wir dann überspringen können, durch die Regierungsbeteiligung. Jörg Haider hat auch selbst sofort gesehen, dass das mit ihm an der Spitze nicht geht. Wir wären weiterhin international geächtet gewesen, und zwar als ganzer Staat. Es hat dann zwar trotzdem noch die Sanktionen gegeben und die Drei Weisen, aber da haben sich die EU-Staaten doch eher blamiert. 

O.G.: Der Regierung hier hat das doch letztlich eher genützt, oder?

E.M.: Ja, uns hat es total genützt. Und international hat es letztendlich auch nicht geschadet. Aber nichtsdestotrotz. Wir haben zwar unsere internationale Anerkennung bekommen und wir haben jetzt sogar wieder einen israelischen Botschafter, weil man drauf gekommen ist, dass wir doch keine Nazi-Partei sind. Das sind eben internationale Gepflogenheiten, die man erst überwinden musste. Aber wir sind einen falschen Weg gegangen. Die Susanne Riess-Passer hat es gut gemacht und der Jörg hat natürlich da unten in Kärnten als Landehauptmann herumgemäkelt, was auch eine falsche Vorgehensweise war. Das weiß er heute selbst. Aber Persönlichkeitsstrukturen haben nun mal Sonnen- und Schattenseiten. Die Sonnenseite ist, dass er eine charismatische Persönlichkeit ist und sicherlich ein großes politisches Talent, die Schattenseite dazu ist, dass er sich in manchen Bereichen vollkommen falsch verhält. Also Diplomatie, Fingerspitzengefühl oder Strategien entwickeln ist nicht seines. Menschen bewegen, ja, aber dahinter eine Strategie entwickeln, das ist eben nicht so sehr sein Metier. Deshalb ist es letztlich auch schiefgegangen. Ich war auch in Knittelfeld, dem ominösen. Die Dinge waren anders als immer dargestellt, aber nichtsdestotrotz hätte man es vorhersehen können, aber ich hab es auch nicht vorhergesehen. Ich glaube schon, dass dieser Reinigungsprozess für uns zwar katastrophal war, aber wir haben daraus gelernt. Regieren muss man lernen und das war einfach ein Lehrgeld, das wir bezahlt haben, um jetzt vernünftiger zu agieren. 

Aber wir haben immer noch nicht wirklich geklärt, was wir sind. Sind wir jetzt eine moderne Arbeiterpartei, die die Anliegen der Arbeitnehmer, der sogenannten C- und D-Wählerschichten vertritt? Oder sind wir eine noble Regierungspartei? Diesen Richtungsstreit haben wir seit einigen Jahren. Entweder brauchen wir nur 10 bis 15 Prozent Wähleranteil, regieren aber mit und haben unseren Anteil an der Macht oder aber wollen wir wesentlich mehr haben und müssen ab und an mit dem Kopf durch die Wand. Haider tendiert immer noch dazu, zu sagen: „Wir brauchen die Mehrheit.“ Es hilft uns nichts, zu taktieren, es hilft uns nichts, mit 15 Prozent mit zu regieren, sondern wir müssen wieder mehr bekommen. Die andere Gruppe sagt: „In Wien sind wir heilfroh, wenn wir bestimmte Teile besetzen können, durch die Macht, die wir haben. Wir müssen uns damit begnügen und zufrieden geben, dass wir 10, 15 Prozent Wählerstimmenanteil haben.“ Deshalb sind wir heute auch noch nicht ganz Fisch und nicht Fleisch. Derzeit tendieren wir dazu, wozu natürlich auch ich tendiere, eine Massenpartei zu sein. Das war ja auch jüngst das Thema bei der Steuerreform. Wir haben als erste Entlastungen für die untersten Einkommensschichten gefordert, gar keine Steuern mehr für diejenigen, die jährlich unter 15.500 Euro verdienen. Wir positionieren uns als Familienpartei. Wir sind nicht die Unternehmerpartei, Klein- und Mittelbetriebe sind uns nur mittelwichtig. Wir wollen wieder die Massenpartei werden, die Partei für den Kleinen Mann.

O.G.: Sie würden ja ansonsten auch mit ihrem Koalitionspartner um dessen angestammte Wählerklientel konkurrieren.

E.M.: Und diese Gruppe wird ja nicht größer! Und gegenüber der ÖVP sehen wir da immer schwächer aus, schon aus der historischen Entwicklung heraus. Die ÖVP hat sich in Bünden strukturiert, hat ein festes System, durch den Bauernbund, durch den ÖAAB, durch den Wirtschaftsbund, auch durch die Industriellenvereinigung. Da werden wir nicht viel wegnehmen können. Noch dazu wenn sie an der Regierung sind und den Bundeskanzler stellen. Deshalb müssen wir den alten Kurs wieder gehen. 

O.G.: Und sind die beiden Gruppen in der FPÖ etwa gleich stark?

E.M.: Das ist immer ein Tauziehen. Wenn man es auf Personen bezieht, dann ist es so, dass Jörg Haider und seine Leute den alten Weg gehen wollen. Dabei spielt Thomas Prinzhorn eine ganz wichtige Rolle, der als Großindustrieller – und zwar ganz bewusst, eben weil er Großindustrieller ist – die C- und D-Wählerschichten anspricht. Der sagt ganz bewusst: „Ich bin für den kleinen Mann, ich kann es mir leisten.“ Er hat innerhalb seiner Unternehmen auch eine Reihe von Sozialprojekten, die man herzeigen kann. Hubert Gorbach ist wiederum der klassische Bürgerlich-Konservative. Es ging ja kürzlich darum, wer der neue Vizekanzler wird. Wird es Dieter Böhmdorfer? Böhmdorfer ist ein Schüler Jörg Haiders, war lange Zeit unser Anwalt, ist ein Hardliner, der die C- und D-Wählerschichten anspricht. Oder wird es Hubert Gorbach? Und da hat sich dann der Koalitionspartner eingemischt und gesagt: „Wir nehmen den Böhmdorfer nicht, lasst’s uns mit dem aus.“ Sie haben nicht mit dem Ende der Koalition gedroht, aber gesagt „Bittschön, lasst das“. Jörg Haider hat seinen Kärntner Wahlkampf im Auge gehabt und gesagt: „Okay, die Konfrontation will ich jetzt nicht haben. Soll es der Gorbach Hubert sein.“ Und der Hubert Gorbach macht es auch sehr gut, ist taktisch klug, er ist anpassungsfähig. Er sieht, dass die Haider-Leute im Nationalrat zumindest immer noch eine Sperrminorität haben und er sieht, dass mit Jörg Haider wesentlich mehr zu erreichen ist, als gegen ihn zu arbeiten. Das sieht man immer gleich ganz subtil an seinen Reden, vergangenen Sonntag zum Beispiel beim Wahlkampfauftakt in Kärnten, wo er gesagt hat: „Jörg Haider, Du bist unser Größter und bitte nimm mehr Einfluss in Wien.“ Das ist ein Rosen-Streuen, damit er selbst in Wien auch ungehindert agieren kann. Das ist die derzeitige Situation.

Ich glaube nicht, dass wir mit Gorbach auf Dauer gesehen dahin kommen werden, wo wir hinwollen, nämlich dass wir wieder die breiten Wählerschichten ansprechen. Aber für uns ist es jetzt viel wichtiger, dass wir uns konsolidieren und in Kärnten den Landeshauptmann halten. Wenn wir den auch noch verlieren, sehen wir sehr schlecht aus.

O.G.: Und es geht hier ja nicht um irgendwen, sondern um Jörg Haider. Und wenn er verliert, müssen Sie sich ja auch der Frage stellen, an welcher Stelle er dann weitermachen soll.

E.M.: Ja genau. Bis jetzt ist es ihm noch einigermaßen gelungen, nicht als Loser dazustehen. Wir haben in Österreich mittlerweile auch das Problem, ihn richtig zu vermarkten. Ich bin der Ansicht, dass man ihn wieder vermarkten kann, aber man muss den richtigen Spin finden dafür. Es gibt keinen österreichischen Politiker, der weltweit so bekannt ist. Er ist zwar negativ belegt, aber das muss nicht zwangsläufig bedeuten, dass sich das nur negativ auswirkt. Mit dem richtigen Spin zur richtigen Zeit kann das auch etwas nützen. Er ist sicherlich Österreichs bekanntester Politiker, er steht für etwas. Er ist nicht ein Allerweltspolitiker, sondern es sind fixe Themenbereiche, die ihm zugeordnet werden. Man muss nur das Image wegbringen, dass er es war, der die vergangene Regierung zerstört hat. Das ist den Medien wirklich gut gelungen und zu einem Teil stimmt es auch, rein historisch gesehen, von der Abfolge der Entwicklungen her, gleichwohl er es nicht wollte, er war nur Anlass. Wenn er jetzt die Kärnten-Wahl verliert, dann ist er ein echter Loser. Bis jetzt hat er nur das Image, dass er der Mächtige ist, der die Regierung zerstört hat und damit einen Teil seiner Aufbauarbeit. Aber er ist immer noch der Mächtige. Wenn er jetzt den Landeshauptmann verliert, dann ist er ein echter Loser. Dann müssen wir uns was anderes einfallen lassen. Grundsätzlich ist er, was den Verkauf betrifft, das beste Pferd im Stall der FPÖ. Man muss jetzt versuchen, die erste Hürde „Landeshauptmann“ zu nehmen und dann zu schauen, dass man ihn wieder positioniert. Das wird notwendig sein, wenn wir wieder zu einer Mittelpartei aufsteigen wollen. 10 Prozent, das ist ja wirklich nur eine Kleinpartei. 

Inwieweit das die anderen im politischen Umfeld zulassen, ist natürlich die Frage. Mit der SPÖ haben wir ziemlich viel Glück, weil Gusenbauer keine Charisma-Persönlichkeit ist. Sie haben natürlich noch die Machtstrukturen, und sie wollen wieder an die Macht kommen, sie sind zu sehr vielem bereit. Wir zerschlagen diese Machtstrukturen ja zur Zeit, die Österreichische Bundesbahn, eigentlich alle alten Machtstrukturen, wobei bei den Beamten die ÖVP nicht ganz mitspielt, weil ja das Beamtenheer in Österreich zu einem großen Teil aus Bürgerlichen und ÖVP-Wählern besteht. Diese Politikstrukturen müssen aufgelöst werden. Bei der Post ist es uns zum Teil schon gelungen. Die SPÖ sieht natürlich, dass sie jeder Monat der Regierung ÖVP/FPÖ weiter Macht kostet. Darauf sind wir ja logischerweise auch aus. Aber umso mehr drängt die SPÖ wieder an die Macht und ist zu vielem bereit – und da müssen wir aufpassen.

O.G.: Eine meiner Hauptfragen ist ja, welches Wissen man für diesen Markt produziert und wie dies damit zusammenhängt, wie man strategisch aufgestellt ist.

E.M.: Wir haben zum Beispiel ein Riesenproblem. Wir stehen ja für Sicherheit, gegen Kriminalität, gegen Asylmißbrauch, gegen ungehinderten Ausländerzuzug – und haben einen schwarzen Innenminister. Den dürfen wir als Koalitionspartner aber nicht anschütten. Ich schütt’ ihn sehr wohl an, aber das ist alles nach Absprache. Der Innenminister Strasser hat vor 14 Tagen ein Interview in den Salzburger Nachrichten gegeben, wo er gesagt hat, Jörg Haiders geplanter Trip nach Libyen sei absolut entbehrlich und schade Österreich. Und darüber hinaus: der Durchhänger der FPÖ habe zu einem Umfragetief der ÖVP geführt. Er hat uns angeschüttet. Meine Antwort war dann darauf in einem Standard-Artikel vergangene Woche, wo ich dann den Innenminister anschütte und sage: „Es reicht nicht, sich einfach hinzustellen und zu sagen, die Sicherheitssituation in Österreich sei schwierig. Man muss was dagegen unternehmen.“ Das sind Geplänkel, die der durchschnittliche Leser gar nicht mitbekommt. Das bekommt nur der Strasser mit und ich. Und natürlich solche, die die Medienlandschaft genau beobachten. Aber dieses Problem haben wir. Unsere Kompetenz „Kriminalitätsbekämpfung“, die wir als Opposition so gut haben spielen können, können wir derzeit nicht ausspielen, weil uns da einfach die Hände gebunden sind. Das ist das ärgerliche an der Sache. 

Die Schwierigkeit ist auch, dass wir gerne einen Finanzminister hätten, der uns das gibt, was wir wollen. Der ist uns entkommen, sitzt inzwischen auf dem Schoß vom Schüssel – er sitzt immer auf dem Schoß wo er weiterkommt, der Karlheinz – sprich im Parteivorstand der ÖVP, wenn auch als Nicht-Mitglied. Er tut trotzdem, was er will – aber eben nicht das, was wir wollen. Wir bräuchten für das Sozialministerium viel mehr Geld. Deshalb haben wir ja das Sozialministerium auch genommen. Dort kommen wir wieder an die C- und D-Wählerschichten ran, nach dem Motto „Der hat uns geholfen, die haben sich gekümmert“. Das können wir derzeit auch nicht umsetzen.

O.G.: Und wenn sie in dem Bereich kürzen müssen, haben sie natürlich noch ein größeres Problem.

E.M.: Ja, das ist es ja. Damals dieses Nulldefizit-Credo, das war ja beinahe ein Wahn, den wir da entwickelt haben. Es ist schon klar, wir waren das absolute Schlusslicht damals 1999, durch die SPÖ-Wirtschaftspolitik, die nämlich letztendlich dem Bürger nichts gebracht hat. Ich bin der Ansicht, dass ein im internationalen Kontext vernünftiges Maß an Neuverschuldung überhaupt kein Problem ist, wenn es der Bevölkerung gut geht. Ich hab von dieser „schwarzen Null“ nichts, wenn die Leute auf mich schimpfen und spucken. Zur Politik gehört heute, dass ich schau, dass es der Bevölkerung wohl ergeht. Von der Nulldefizit-Logik sind wir jetzt aber ohnehin schon weg. Das neue Konjunkturpaket und die Steuerreform bringen uns auf 1,5 Prozent Neuverschuldung, gemessen am Bruttoinlandsprodukt. Damit stehen wir immer noch besser da als Deutschland oder Frankreich. 

Nichtsdestotrotz hat die Opposition jetzt Tritt gefasst, das ist das ärgerliche. Die haben sehr genau geschaut, wer die guten Leute sind. Den Grasser haben sie erfolgreich abmontiert. Es ist ihnen gelungen, Grasser wegen seiner Schlampereien - und weil er auch ein bisschen zu selbstherrlich ist – wirklich zu demontieren. Wir haben natürlich in der Opposition auch nichts anderes gemacht, es gehört einfach zum politischen Spiel dazu. Sie sind jetzt mittlerweile dabei, den Gorbach anzugreifen. Das ehrt einen natürlich auch, wenn man plötzlich nicht immer übersehen wird, zum Hauptangriffspunkt der Opposition wird. Aber Gorbach ist gut, die Opposition sucht sich die Starken heraus, um sie möglichst zumindest in der veröffentlichten Meinung zu diskreditieren. Das gehört aber zur politischen Arbeit mit dazu, ich beschwer mich nicht darüber. Wir haben das auch gemacht. Und wir versuchen jetzt, alles was wir machen, und sei es noch so ein Blödsinn, gut darzustellen. So geht es halt einfach. 

Das ist die derzeitige Situation. Aber gehen wir vielleicht einmal zu ihren Schwerpunkten, speziell in der Ausländerpolitik. Was ist der Hintergrund? Es ist die Angst der Menschen, der Österreicher in dem Fall, vor Verlust der eigenen Identität. Alle politischen Parteien, sogar ein Teil der Wirtschaft, funktionieren über die Angst, über das Geschäft mit der Angst. Versicherungen oder auch meine Branche, private Sicherheitsunternehmen, funktionieren nur über das Geschäft mit der Angst. Bei der Angst vor dem Verlust der eigenen Identität haben wir folgende Strategie gewählt. Auf der einen Seite wissen wir, historisch, aber auch wenn wir ins Ausland schauen, dass ein allzu großer Ausländeranteil in der heimischen Bevölkerung zu Aggressionen führt. Diese Durchmischung funktioniert nur bis zu einem gewissen Prozentsatz, dann kommt es zu Problemen. In den USA ist es natürlich noch einmal ganz anders und sie sind nicht wirklich als Vergleich geeignet, aber bis heute ist das Thema der Schwarzen in den USA eines, das dort unter Oberfläche immer noch brodelt. Oder wenn sie sich anschauen, was sich in Frankreich abspielt. Die 2. Generation der Einwanderer aus Nordafrika, aus den ehemaligen Kolonien. Oder in vielen anderen Staaten, auch in Deutschland, was sich abspielt, gerade seitdem die ehemalige DDR an den Westen angegliedert wurde, das ist ein Aggressionspotential. Und wir haben von vornherein gesagt, das war unsere Doppelstrategie, wenn wir das in Österreich zum Thema erheben, haben wir Sympathien, haben wir ein Wählerklientel, das zutiefst verunsichert ist und wieder zu den C- und D-Wählerschichten gehört. Nicht umsonst haben wir ja auch die Volksbegehren gemacht. Das war genau in dem Umbruch von der Yuppie-Gruppe hin zu den Massenwählern. Es ist uns ja unterstellt worden, dass wir verhetzen. Aber wir haben nicht verhetzt, es ist ja auch nie etwas vorgefallen und das war auch nicht unser Ziel. Wir haben nur gesagt: „Österreich zuerst“. 

O.G.: Haben sie erst im Laufe der Zeit gemerkt, dass diese Strategie funktioniert oder haben sie im Grunde genommen schon vorher wissen können, dass sie damit Erfolg haben werden? 

E.M.: Wir wussten, dass es schon immer funktioniert hat. Es funktioniert im täglichen Gespräch, wenn man hört, es ist ein Unbehagen da, wenn eine Frau mit einem Kopftuch umherläuft. Man muss sich die Praxis nur einmal ganz unpolitisch anschauen. Ideologisch gesehen gibt es sicherlich unterschiedliche Ansichten. Ich kann heute auch die Haltung vertreten, dass ein zivilisierter, wohlhabender Staat aus humanitären Gründen in der Lage sein muss, seine Tore so weit zu öffnen, dass alle hereinkommen können, um ihnen zu helfen, um sie zu unterstützen. Ganz egal, ob sie politisch verfolgt sind oder nur aus wirtschaftlichen Gründen kommen. Das mag ideologisch gesehen ein sicher wertvoller humanistischer und humanitärer Ansatz sein, aber in der Praxis funktioniert es einfach nicht. Wir sind gleich den anderen Weg gegangen und haben gesagt: „Flüchtlinge nach der Genfer Konvention können selbstverständlich zu uns kommen, aber darüber hinaus nur so viele, wie wir in Österreich tatsächlich gebrauchen können. Österreich zuerst!“ So lange es Arbeitsplatzprobleme für Österreicher gibt, so lange es zu wenig oder zu teuren Wohnraum gibt, kommen die Österreicher zuerst und erst dann die Ausländer. 

Das war ein sehr erfolgreiches Thema, wo man uns zwar in den Medien gescholten hat, aber am Stammtisch und in Diskussionen haben wir gesehen, dass wir damit Erfolg haben. Und damit haben wir uns profilieren können. Jetzt haben wir die große Schwierigkeit, dass wir an der Regierung sind. Wir haben zur Zeit ein riesiges Kriminalitätsproblem. Wir haben von 2001 auf 2002 ein Plus von 13 Prozent, und von 2002 auf 2003 noch einmal ein Plus von 10 Prozent. Und dazu noch eine gesunkene Aufklärungsquote, zugleich ein hoher Ausländeranteil. In Österreichs Gefängnissen liegt der Ausländeranteil bei über 40 Prozent, in Wien und Ostösterreich bei 60 Prozent. Das ist ein Riesenproblem – und wir verlieren dabei unsere Kompetenz. 

Jetzt haben wir das Asylgesetz durchgebracht. Da haben wir mit dem Koalitionspartner lange verhandelt. Die ÖVP würde diese Probleme am liebsten gar nicht behandeln, weil sie wissen, dass sie uns damit stärken. Wir haben ihnen aber gesagt, dass das im Koalitionsübereinkommen vereinbart war: wesentlich raschere Asylverfahren, wesentlich strengere Asylverfahren, sofortige Abschiebung. Das muss kommen. Und es wird jetzt auch kommen, zum 1. Mai tritt es in Kraft. Das hat uns wieder etwas Kompetenz zurückgebracht. Nichtsdestotrotz sind uns die Hände gebunden mit der Kriminalität. Wir würden sofort die Visumpflicht für die Rumänen verbindlich einführen und an den Grenzen würden ganz andere Kontrollen stattfinden. Wir würden auch sofort einer Budgeterhöhung im Exekutivbereich zustimmen. Aber der Finanzminister sagt „Das geht nicht“ und die ÖVP, die den Minister stellt, engagiert sich auch nicht in dieser Richtung. 

Die Sozialdemokraten propagieren seit den 80er, 90er Jahren das Ausländerwahlrecht, und schielen dabei auf neue Wählerschichten. Da muss man aufpassen! EU-Bürger verteilen sich ja relativ gleichmäßig auf die Parteien. Aber wenn andere Ausländer jetzt bei Kommunalwahlen das Stimmrecht bekommen, dann sind das überwiegend Sozialdemokraten. Die haben sich von Anfang an um das Thema gekümmert. Für uns wäre das ein schwerer Verlust und deshalb müssen wir schauen, dass wir dem einen Riegel vorschieben. Jetzt haben uns aber die Sozialdemokraten im roten Wien folgenden Schmäh gemacht. Nach dem Staatsbürgerschaftsrecht hat man ja ein Anrecht auf den Erwerb der Staatsbürgerschaft nach 10 Jahren Aufenthalt im Land. Die Wiener haben das automatisch auf 4 Jahre verkürzt, wenn auch immer mit Sonderverfahren. Diese Leute können überhaupt kein Deutsch, werden aber österreichische Staatsbürger. Das heißt: Man hat den Türken im Sozialbau. Er kann zwar kein Deutsch, ist aber österreichischer Staatsbürger und genießt deshalb alle Rechte. Und wählt SPÖ! So akquiriert die SPÖ neue Wählerschichten. Da sagen wir natürlich, dass wir davon ausgehen, dass das Recht auf die Staatsbürgerschaft an die normalen gesetzlichen Fristen gebunden bleiben muss. 

O.G.: Noch mal kurz zurück. Bei diesem Politikfeld haben sie das Problem, dass sie nicht den Innenminister stellen können, aber auch nicht einmal pro Woche auf Strasser losgehen können. 

E.M.: Das geht eben nicht. Wir wollten den Innenminister ja stellen, aber da hat die ÖVP uns gleich gesagt: „Das kommt nicht in Frage. Da profiliert ihr euch viel zu viel.“

O.G.: In der Ausländerpolitik haben sie ja sehr stark eine Alltagsperspektive drin, die ihre Wähler auch direkt anspricht, anders als etwa in der Verteidigungspolitik, die ja nur medial verhandelt wird und unter der sich der Wähler auch nur selten etwas Konkretes vorstellen oder eine Verbindung zu seinem eigenen Alltag ziehen kann.

E.M.: Genau. Das hat man ja täglich vor der Tür. Das hat man ständig in der medialen Berichterstattung über Ausländer, die Verbrechen begehen. Oder man hat es in der Wohnung neben einem, wo so gekocht wird, dass es herausriecht. Oder natürlich in den Lebensgewohnheiten gerade der Südländer, wo sich mehr auf der Straße abspielt. Das hat man überall. Und das hab ich gerade wieder bei den C- und D-Wählerschichten. In den Villenvierteln hab ich das Thema nicht. 

O.G.: Sie haben am Anfang erzählt, dass sie diejenigen gewesen sind, die auf kleinen Leute zugegangen sind, sich nicht nur medial präsentiert haben. Ich sehe da eine gewisse Kohärenz: das Thema passt auch zu der Vorgehensweise.

E.M.: Ja, ganz richtig. 

O.G.: Also wäre es für sie auch strategisch sinnvoller, solche Themen und die entsprechenden Ressorts zu besetzen. Denn ein Ministerium wie das für Verteidigung in der ersten Koalition hat ihnen wahlpolitisch wohl eher wenig gebracht.

E.M.: Das hat uns überhaupt nichts gebracht. Der Minister hat seine Arbeit zwar gut gemacht, aber es hat uns nichts gebracht. Jetzt bei der Koalition II standen wir vor der Wahl, entweder den Justizminister zu stellen oder den Verteidigungsminister. Schon wegen dem Ankauf der Abfangjäger haben wir befürchtet, dass im Verteidigungsministerium Schwierigkeiten drohen und haben das Ministerium den Schwarzen gegeben. Wir haben den Justizminister behalten, der steht für „law and order“ – und da haben wir in jedem Fall was davon.

O.G.: Wenn Sie jetzt in der Koalition gebunden sind und gleichzeitig die Kriminalitätsraten steigen, kommt da in ihrer Wählerschaft eine Enttäuschung auf, so nach dem Motto „Jetzt seid ihr zwar in der Regierung, aber es wird ja doch immer schlimmer“? Gehen Ihre Wahlverluste auch teilweise darauf zurück? 

E.M.: Wir glauben eigentlich, dass wir in allen Schichten Wähler verloren haben. Natürlich am stärksten solche aus dem sozialdemokratischen Lager, die 1999 aus Frustration über die SPÖ zu uns übergelaufen waren und die jetzt gesagt haben: „Die haben ihre eigene Partei zerstört.“ Der Vorwurf ist weniger, dass wir nichts zustande gebracht hätten. Das Label „Modernisierungskoalition“, das haben wir schon rübergebracht. Aber profitiert hat davon nur der Schüssel. Er ist ein guter Stratege – aber wir waren auch blöd genug. Da muss man immer beide Seiten sehen, so selbstkritisch bin ich durchaus. Wir sind auch jetzt, wenn auch abgebremst, immer noch die Wende-, die Modernisierungskoalition. Aber wir haben das damals einfach nicht rüberbringen können und jetzt haben wir nur noch 10 Prozent, auch was Regierungsmitglieder betrifft, die an kompetenter Stelle sind. Das ist die Schwierigkeit. 

Wir müssen versuchen, das wieder zurück zu bekommen. Wir machen es jetzt durch die Steuerreform, die haben wir dringend gewollt und es ist im letzten Herbst ausverhandelt worden, dass die vor den Landtagswahlen in Kärnten und Salzburg kommt. Der Schüssel wollte das erst nicht, hat dann aber eingelenkt und Teile der Reform schon zum 1.1.2004 zugelassen, und 2005 gibt es für alle was. Das heißt, wir verteilen jetzt wieder, denn die Wahlen kommen. Wir gehen davon aus, dass wir natürlich die volle Legislaturperiode bestreiten werden. Wir müssen jetzt aber sehr sympathisch werden, denn derzeit gibt es eine Mehrheit für SPÖ und Grüne. Das müssen wir wieder rumdrehen. Deshalb gehen wir jetzt in der Koalition vielleicht nicht gerade einen Kuschelkurs, aber doch einen Vernunftkurs. Denn wir haben beide was davon, wenn wir uns gut darstellen. Es ist auch nicht in erster Linie das Problem, dass man den politischen Mitbewerber, der mit einem in der Regierung ist, grundsätzlich nicht kritisieren dürfte. Sondern man hat in der Außenwirkung wesentlich mehr Erfolg, wenn man sagen kann „Wir sind gut“ - und dem anderen auch seinen Vorteil lässt.

O.G.: Sehen Sie bei der FPÖ die Tendenz zu einer thematischen Verschiebung? Es war zwar vermutlich nicht geplant, aber es ist doch erstaunlich, dass mit Herbert Haupt und Ursula Haubner mittlerweile zwei Familien- und Sozialpolitiker an der Spitze der Partei stehen, während ein klassisches Feld, wie Sie es vertreten, tendenziell vielleicht unbedeutender geworden ist. Sie sind ja auch in einem „heiklen“ Politikfeld tätig. Denn nach dem Regierungseintritt stand ja nicht nur die Person Jörg Haiders im Mittelpunkt der internationalen Kritik, sondern auch die ausländerpolitischen Positionen der FPÖ sowie ihre Position zur NS-Vergangenheit. Gab es auch eine Strategie, sich bei diesen Themen vorläufig ein wenig zurückzuhalten? 
E.M.: Genau. Das war eine Konsolidierungsphase. Im Grunde genommen werden wir jetzt auch nicht mehr viel tun in dem Bereich, das werden wir Einzelnen überlassen, das heißt wir werden eigentlich nur noch Gutes machen. Der Justizminister kommt jetzt mit dem Thema „Gefängnisse in Rumänien“. Das haben wir von den Italienern abgeschaut. Das ist ein Thema, das bei uns relativ gut ankommt, obwohl es natürlich auch ein kontroversielles Thema ist. Aber es kommt trotzdem gut an, wenn man sagt: „Die Gfraster, die schicken wir gleich wieder rüber nach Rumänien. Die sollen da ihrer Haftstrafe absitzen und gar nicht mehr zu uns kommen.“ Hier versuchen wir zu punkten. Wir werden, was das Strafrecht betrifft, nur noch die große Strafprozessreform angehen. Das ist etwas, was für die Bevölkerung angenehm ist, weil Strafverfahren zügiger ablaufen, überschaubarer werden und schneller zu einem Ergebnis kommen. Was die Innere Sicherheit angeht, so haben wir im Prinzip das Asylgesetz vorzuweisen, da müssen wir aber noch mehr trommeln, dass das unser Erfolg ist. Aber da haben wir natürlich das Manko, dass wir nicht den Minister stellen, da können wir nicht wirklich viel machen. Und die steigende Kriminalitätsrate: Ich wünschte mir, ich wäre in der Opposition. Ich würde den Minister durch Sonne und Mond jagen. Wir wissen, wo die Probleme liegen, aber da kommen wir nicht ran. Wir werden da nicht wirklich punkten können. Wir werden erst für den Wahlkampf wieder Themen aufbauen, wo wir dann sagen „Und das machen wir beim nächsten Mal“, auch um unsere Identität für den Wahlkampf klarer herauszustellen. Regieren ist nicht so einfach, noch dazu mit einem Koalitionspartner und noch dazu, wenn man nur eine 10-Prozent-Partei ist. Das ist sehr, sehr schwer.

O.G.: Wie wird das innerhalb der Partei gesehen? Sie haben jetzt zwar Gestaltungsmacht, aber ihre Wahlchancen haben sich in den letzten Jahren deutlich verschlechtert. Gibt es auch Parteifunktionäre, die dafür plädieren, an einem bestimmten Punkt lieber die Reißleine zu ziehen und wieder aus der Regierung rauszugehen, um die „Oppositionsmacht“ wieder ausspielen zu können?

E.M.: Ja, die Diskussion haben wir. Nicht offen im Klub geführt, aber in Einzelgesprächen und mit Jörg Haider durchaus. Nur glaube ich, dass in der derzeitigen schwierigen Situation ein Austritt aus der Koalition wieder als Unfähigkeit gewertet werden würde. Wir haben die erste Koalition zerstört, aber eigentlich eine gute Regierungsarbeit geleistet, was die ÖVP dann auch honoriert bekommen hat. Jetzt aus der Koalition herauszugehen würde bedeuten, noch einmal Unfähigkeit zu beweisen. Deshalb ist für uns momentan klar, dass wir drin bleiben müssen. Ich glaube daran, dass die Regierung bis zu den nächsten Wahlen 2006 halten wird und es nicht zu einem Koalitionsbruch kommen wird, nur damit wir uns konsolidieren können. Denn in der öffentlichen, nicht nur in der veröffentlichten Meinung würden wir dann als Zerstörer dastehen. 

O.G.: Also man kann sich allenfalls mal kurz danach zurücksehnen, welche Freiheiten man früher hatte in der Opposition?

E.M.: Opposition ist auch was leichteres, gar keine Frage. Abgesehen davon muss man aber auch sehen, dass wir unsere Leute an strategisch wichtigen Stellen installieren können. Da haben wir zwar wenig Personalressourcen, aber die versuchen wir doch unterzubringen. 

O.G.: Also über die Phase der Regierungsbeteiligung hinaus, im Staatsapparat im weitesten Sinne?

E.M.: Genau.

O.G.: Ich habe kürzlich davon gehört, dass die Grünen in Deutschland mit Hilfe eines Marktforschungsinstitutes versucht haben, bei einer spezifischen Wählerklientel, von der sie bislang kaum gewählt wurden, durch Interviews herauszufinden, was diese Klientel eigentlich will – um ihnen dieses „Produkt“ dann anschließend verkaufen zu können. Werden ähnliche Befragungen auch von der FPÖ in Auftrag gegeben?

E.M.: Wir lassen regelmäßig abfragen – aber nicht nur wir, die anderen Parteien auch -, was die primären Themen sind, was die Sorgen der Bevölkerung sind. Mal ist das der Arbeitsplatz, mal ist es die Gesundheit, mal ist es die Sicherheit. Die Themen – so fünf oder sechs sind das - bleiben meistens die gleichen. Aber die Reihung ist unterschiedlich, je nach wirtschaftlich-finanzieller Lage, nach Arbeitsplatzlage, nach Sicherheitslage. Da wird schon regelmäßig nach den Prioritäten gefragt. Und danach versucht man sich schon zu richten. Aber wir haben ohnehin eine Richtung, die nicht unerfolgreich war, also mit den Themen Kriminalität, Ausländer, Hilfe und Unterstützung für die, die es sich nicht richten können, weil sie die sozial Schwachen sind. Wir brauchen derzeit eigentlich keine neuen Felder. Manche ergeben sich zwangsläufig durchs Regieren. Aber in den genannten Themen sind wir schon gut aufgestellt. Es ist ja auch sonst nicht viel in Bewegung. Auch die Sozialdemokraten können nicht sehr viel Neues machen. 

Wir wissen natürlich um einen wesentlichen Wandel: es gibt fast keine Ideologie mehr, die beim Bürger noch verkaufbar ist. Den Sozialismus oder die Sozialdemokratie, mit dem Ursprung im Marxismus, letztlich auch mit der Philosophie des Neids – ich übertreibe und überspitze das jetzt mal etwas -, das funktioniert in der Form auch nicht mehr. Genauso wie der bürgerlich-konservative Schutzmantel des Klerikalen auch nicht mehr funktioniert. Das Fokussieren auf Persönlichkeiten, die dann ihre Aussagen treffen, ist meines Erachtens wesentlich erfolgreicher. So ist auch Pim Fortyn möglich geworden, deshalb gibt es auch einen Blocher, darum hat – mit viel Geld und Macht – auch Berlusconi das Ruder wieder übernommen. Man zielt sehr viel auf Persönlichkeiten ab. Im Hintergrund gibt es natürlich schon Ideologien, die da mit rein spielen, aber zum Verkauf, für die Wahl ist eigentlich die Persönlichkeit ausschlaggebend. 

O.G.: Das heißt, das Wissen über die Welt, das man da ja immer mit transportiert, handhabt man da auch flexibel? Das muss nicht immer kohärent zu der Ideologie passen?

E.M.: Genau. Dass jemand wie Jörg Haider erfolgreich die einfachen Wählerschichten anspricht, wäre ja früher gar nicht möglich gewesen. Früher war es ja so, dass wenn jemand viel Geld gehabt hat, er automatisch ein „Geldsack“ war und diese Schichten gar nicht ansprechen konnte. Es ist uns gelungen, das einfach rumzudrehen und zu sagen: „Obwohl er so viel Geld hat, ist er für die Kleinen.“ Thomas Prinzhorn macht das noch viel ausgeprägter, und das wird ihm auch abgenommen. Diese Schere also, die sich damals entwickelt hat, die gibt es jetzt nicht mehr. Früher hat es auch die Haltung gegeben, dass es dem Staat bei einer hohen Arbeitslosigkeit automatisch schlechter gehen würde. Aber heute sind 10 Prozent Arbeitslosigkeit – unabhängig von der Konjunktur – in den EU-Staaten gar kein Problem mehr, das muss verkraftet werden. Ich persönlich hab erhebliche Probleme damit, denn ich kenne Menschen, die arbeitslos sind, ich weiß, was das bedeutet. Wir sind ja weggegangen von einer EU-feindlichen zu einer EU-kritischen Haltung. Denn wir haben ja sehen müssen – um kurz ein neues Thema anzuschneiden – dass wir mit der „Veto-Keule“ nicht sehr viel erreichen können, denn das wird dann ja auch nicht goutiert. Wenn wir sagen „Wenn dies oder jenes geschieht, dann gibt es ein Veto“, dann sagen die Leute „Nein, das könnt ihr jetzt aber auch nicht machen“. Also muss man da etwas subtiler vorgehen, und sich als EU-kritisch darstellen. Und in dem Zusammenhang sollten wir den Trend zum Neoliberalismus kritisieren. Da bin ich zwar in unserer Partei noch ein etwas einsamer Rufer, aber diese neoliberale Haltung, dass der Mensch nur noch als Arbeitskraft gesehen wird. Gerade die Menschlichkeit, die so wichtig für den Zusammenhalt und das Sozialgefüge ist, gibt es heute in weiten Bereichen nicht mehr, oder nicht so ausgeprägt, wie es früher einmal der Fall war. Das könnte für uns zukünftig ein Ansatzpunkt sein. Die ÖVP ist die klassische neoliberale Partei, die sagt, dass der Staat nur noch die Rahmenbedingungen schaffen soll. Alles was da an Arbeitslosen durch den Rost fällt, das wird beinahe weggewischt. Die SPÖ erkennt das und spricht immer von der „Sozialen Kälte“ der Regierung. Sie will die „Soziale Wärme“ wieder für sich in Anspruch nehmen. Und das ist wichtig. Ich glaube, dieses Thema kommt auch wieder zurück. In Österreich vertragen wir es nicht, dass wir eine reine Wirtschaftslandschaft haben, wo der Mensch zum reinen Arbeitswerkzeug degradiert worden ist. Das soziale Gefüge und die soziale Wärme müssen wieder wichtiger werden. Wir sprechen nicht in erster Linie die an, die keine Arbeit haben, sondern diejenigen, die Arbeit haben, sich aber im unteren Level bewegen. Ich glaube, wenn wir uns weiterhin auf die schon oft genannten C- und D-Wählerschichten fokussieren, dann müssen wir auch wieder mehr die soziale Kompetenz für uns in Anspruch nehmen und sagen: „Wir helfen Euch, wir schützen Euch, ihr braucht keine Angst zu haben.“ Es wird natürlich immer schwieriger, aufgrund der gesellschaftlichen Entwicklung: Immer mehr Single-Haushalte, immer mehr alleinstehende Personen, alleinerziehende Mütter. Das führt natürlich zu einer wahnsinnigen Verteuerung des Sozialen Netzes. Früher wurden alte Leute von ihren Angehörigen gepflegt, dann die Kindergartenplätze der alleinerziehenden Mütter, die arbeiten müssen. Das kostet alles wahnsinnig viel Geld.

O.G.: Ich habe noch eine Frage zum Politikbetrieb selbst. Sie haben ja gesagt, dass die FPÖ ab den späten 80ern die Partei war, deren Vertreter zu den Leuten hin gegangen sind, mit ihnen nicht nur über die Medien kommuniziert hat. Im Jahr 2000 sind sie dann plötzlich in der Regierung, die Ressourcen im Parteiapparat sind nicht so wahnsinnig groß, die wenigen Spitzenpolitiker sind auch in hohem Maße mit Exekutivaufgaben beschäftigt und damit, sich in der neuen Situation zurechtzufinden. Ist dieser Übergang nicht deshalb auch heikel, weil man Gefahr läuft, plötzlich auch als Teil von denen „da oben“ identifiziert zu werden – und das möglicherweise teilweise auch stimmt? Wenn man plötzlich nur noch im Wiener Politikbetrieb unterwegs ist, und fast nur noch mit anderen Politikern oder Journalisten Umgang pflegt.

E.M.: Das ist natürlich auch ein großes Problem. Dass man schnell abheben kann, auf dem diplomatischen Parkett, auf Empfängen, auf Regierungssitzungen, auf Reisen innerhalb der Europäischen Union. Man entwickelt ja da eine Reisetätigkeit, die vollkommen absurd ist und meist nichts bringt, außer dass man irgendwo sitzt und wieder keine Entscheidungen getroffen hat und vor allem keinerlei Außenwirkung hat. Das stimmt schon. Die ÖVP umgibt sich zum Beispiel bewusst mit der Aura der Macht, was für Menschen auch etwas Interessantes, Faszinierendes hat. Wenn der Kanzler in der schwarzen Limousine und mit Sicherheitskräften vorfährt, dann sagen die Leute: „Bei dem will ich sein. Ich bin schwach, ich hänge mich gerne an den Starken an.“ Wir machen es bewusst anders. Wir bleiben bei dem alten Modell. Gorbach sicher am wenigsten, aber Herbert Haupt war der Klassiker. Das hat man gesehen an seiner Patenschaft für ein Nilpferd, oder mit seinem Hund oder wie er mit den Leuten umgeht. Wir gehen bewusst, wenn wir in Wien zum Heurigen gehen, vollkommen leger. Das ist schon eine Strategie. Wir machen heute den Wahlkampfauftakt im Bräustübl. Das ist die Kategorie Hofbräuhaus- Atmosphäre. Wir wissen schon, wie wir zeigen, dass wir etwas umsetzen wollen, aber nicht die Mächtigen spielen mit Nadelstreifen, sondern mit der Bevölkerung verbunden bleiben. Das geht in Wien ein bisschen verloren. Man muss das aber auch mögen. Die Susanne Riess-Passer hat das Charisma nicht gehabt, die hat sich ja immer gescheut vor großen Auftritten. Die konnte keine Beziehung herstellen zu den Menschen. Und das spüren die Menschen auch. Leute wie der Jörg Haider, die mit den Menschen umgehen können, die auf sie zugehen können, zeigen bewusst nicht die Macht, die sie haben, sondern zeigen sich als Partner derer, die eben weniger Gestaltungsmöglichkeiten haben.

[...]

O.G.: Bis 1999, teilweise auch noch danach, war die Strategie der etablierten Parteien und zum Teil auch bei den Medien, die FPÖ auszugrenzen und teilweise auch zu dämonisieren. Mich würde interessieren, in welcher Weise sich das verändert hat, seit sie Regierungspartei geworden sind. Wie wirkt sich das aus? Wie gehen Politiker anderer Parteien mittlerweile mit ihnen um, wie Journalisten?

E.M.: Ich persönlich hab diese Ausgrenzung nie erlebt. Sicher, weil ich zu solchen Themen selbst nie beigetragen habe. Die Ausländerpolitik habe ich vorbehaltlos mitgetragen, aber das Thema „Drittes Reich“ war für mich nie interessant, nie wichtig, dieses Schielen nach Wählerschichten, das sollen andere machen. Ich hab ohnehin eine sehr liberale Haltung, hab da und dort auch innerhalb der eigenen Partei mit Anfeindungen zu tun. Ich beschäftige mich ganz besonders mit den Bereichen Homosexualität, Gender Mainstreaming und ähnlichen Dingen. Das ist natürlich auch ein Kalkül. Unser gesellschaftliches System verändert sich, wir dürfen nicht stehen bleiben bei den Familien mit 8 Kindern, die in einem ländlichen Haushalt wohnen. Sondern wir müssen uns auch nach der modernen Urbanität richten. Das ist ein total wichtiger Bereich, den wir bis jetzt beinahe vernachlässigt haben. Mir ist schon klar, dass man das nicht zum zentralen Aufhänger machen darf. Aber als Regierungspartei muss ich auch diese Bereiche mit abdecken können. Und ich mache das, und zwar auch aus der Überzeugung einer liberalen gesellschaftlichen Haltung. Ich werde da und dort, gerade auch auf der landespolitischen Ebene, ein bisschen angefeindet, weil es viele immer noch für lustig halten, sich auf die Schenkel zu klopfen und auf bestimmte Bevölkerungsgruppen zu schimpfen. Aber das ist für mich kein Problem. Auch Jörg Haider hat früh erkannt, dass gerade der Umgang mit Homosexuellen, mit dieser nicht unbeträchtlichen Wählerschicht, ein vollkommen neutraler sein sollte.

O.G.: Ich kann mich daran erinnern, von Ihnen auch einige Stellungnahmen zum § 209 gelesen zu haben.

E.M.: Ja, absolut richtig. Ich versuche innerhalb unserer Struktur einen liberalen Teil abzudecken. Schon aus strategischen Gründen. Auch dass wir, besser als die Sozialdemokraten, die Wiedergutmachung an Zwangsarbeitern umgesetzt haben, fällt in diesen Bereich. Da haben wir uns eingekauft. Da haben sich die ÖVP und die Freiheitlichen, ich selbst war da nicht dabei, zusammengesetzt und überlegt: „Okay. Wie viele Milliarden kostet uns das?“ Und dann haben wir das gemacht. Damit haben wir im Prinzip auch den Rücken frei gehabt gegenüber den jüdischen Organisationen. Das ist eine ganz, ganz schwierige Sache. Wir haben uns auch den Peter Sichrovsky geholt, der versucht hat, eine zweite Schiene an Kontakten aufzubauen. Der Sichrovsky ist uns verloren gegangen, was mir persönlich sehr leid tut, weil er ein sehr interessanter, gescheiter Kopf ist. Aber nichtsdestotrotz: da haben wir die Schärfe wegnehmen können. Früher, das war ja so sicher wie das Amen im Gebet, wenn irgendetwas war, dann hat sich sofort einer vom World Jewish Congress zu Wort gemeldet und uns in Bausch und Bogen verurteilt. Und diese Diskussion, die können wir gar nicht führen, ob oder ob nicht. Wenn wir da verurteilt sind, dann bleibt es dabei. Natürlich schielen wir da nach Sympathien bei gewissen Wählerkreisen, aber die sterben uns ohnehin schon alle weg. Aber da wo ich persönlich tätig war, da hat Ausgrenzung oder ähnliches nie eine Rolle gespielt. Beim Ausländerthema habe ich immer gesagt: „Gebt mir Zeit und ich argumentiere. Wenn Ihr von vornherein Vorurteile habt, und mich aus Intoleranz nicht einmal argumentieren lassen wollt, dann kann ich euch nicht helfen.“ Ich war vorher Klubobmann in der Stadt Salzburg, dann bin ich in den Bundesrat und dann in den Nationalrat. Ich hab dort nie Probleme und Schwierigkeiten gehabt. Ich musste aber des öfteren Aussagen Jörg Haiders kommentieren. Dann hab ich immer gesagt: „Wenn Euch das stört und ihr eine Stellungnahme von mir haben wollt, dann gebt mir 5 Minuten Zeit und ich erkläre Euch, wie die Dinge zustande kommen“. So ist es ja jetzt auch bei den aktuellen Stellungnahmen, die den Irak und die USA betreffen. Am Anfang gibt es immer Reaktionen wie „Ein Wahnsinn“ oder „Spinnt denn der jetzt völlig“. Aber wenn ich dann den Inhalt etwas differenzierter erläutere, dann kommt schnell ein „Recht hat er ja, aber sagen darf er es nicht“. Und dann frage ich immer: „Was soll das denn jetzt? Darf denn ein Politiker nicht sagen, was das Volk denkt? Solche Themen werden natürlich von Jörg Haider bewusst in dieser Weise angesprochen, es ist immer ein Weg auf des Messers Schneide. Zuerst ist er der Erzfeind, auch was die Ausländerpolitik betrifft, zuerst waren wir damit in der Opposition die Geächteten, jetzt wird sie im wesentlichen nachvollzogen. Was die EU macht und das, was auch wir in der Regierung machen ist nichts anderes als das, was wir schon 1993 gesagt haben. Das hilft uns in solchen Situationen natürlich schon ein bisschen weiter. Ich selbst habe da nie Nachteile gehabt, musste aber manchmal argumentieren. Viel mehr hat uns der Bruch der ersten Koalition geschadet. Also da sind wir teilweise angespuckt worden. Das ist diese enttäuschte Erwartungshaltung, die bei den Menschen zu großen Aggressionen führt. Das ist ein Potential, das nicht zu unterschätzen ist.

O.G.: Gut, von meiner Seite gibt es erst einmal keine weiteren Fragen. Vielen Dank für das Interview.
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